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 Aussprache 7 

Der Antrag des Abgeordneten Marcel Hafke (FDP) namens 
der FDP-Fraktion, in der heutigen Sitzung zunächst 
Detailfragen zu klären und die Abstimmung über die 
vorgelegten Änderungsanträge in der Sitzung am 20. Juli 
vorzunehmen, wird mit den Stimmen der Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie der Fraktion Die 
Linke gegen das Votum der Faktion der FDP und der 
Fraktion der CDU abgelehnt. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 1 der Fraktion Die 
Linke wird mit Stimmenmehrheit der Fraktion der SPD und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen das Votum der 
Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 1 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit 
Stimmenmehrheit der Fraktion der SPD und der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen bei Enthaltung durch die Fraktion Die 
Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 2 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktion Die Linke, der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 3 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 3 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktionen Die Linke, der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
angenommen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 3 - APr 15/258 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend  12.07.2011 
17. Sitzung (öffentlich) Sl-DNS 
 
 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 5 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 6 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 4 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 7 der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 2 der Fraktion der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen wird mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke 
angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 4 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

In der Gesamtabstimmung wird der Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 15/1929 in der durch die 
Beschlüsse zu den Änderungsanträgen modifizierten 
Fassung mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke 
gegen das Votum der Fraktion der CDU und der Fraktion der 
FDP angenommen. 

* * * 
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2 Erstes Gesetz zur Änderung des Kinderbildungsgesetzes und zur Ände-

rung des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes - Erstes KiBiz-Änderungsgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 15/1929 

Ausschussprotokoll 15/234 

Stellvertretende Ausschussvorsitzende Andrea Asch teilt mit, der AFKJ habe 
sich in seiner letzten Sitzung am 7. Juli darauf verständigt, in seiner heutigen Sitzung 
über Änderungsanträge zum Gesetzentwurf zu beraten und über eine Beschluss-
empfehlung zur zweiten Lesung im Plenum abzustimmen. 

Die zur Mitberatung aufgerufenen Ausschüsse, der Haushalts- und Finanzausschuss 
sowie der Ausschuss für Kommunalpolitik, hätten sich darauf verständigt, den Ge-
setzentwurf ohne Votum an den hiesigen Ausschuss abzugeben. Dieser Beschluss 
sei im Haushalts- und Finanzausschuss gegen die Stimmen der CDU und bei Enthal-
tung der FDP gefasst worden. 

Die rot-grünen Koalitionsfraktionen hätten zur heutigen Sitzung sieben Änderungsan-
träge (siehe Anlage 2 zu diesem Ausschussprotokoll) eingebracht und die Fraktion 
Die Linke fünf Änderungsanträge (siehe Anlage 3 zu diesem Ausschussprotokoll). 

Marcel Hafke (FDP) macht auf das erhebliche Mittelvolumen aufmerksam, das sich 
aufgrund der Änderungsanträge ergäbe. Er wolle deshalb heute zunächst über die 
Änderungsanträge diskutieren und Nachfragen stellen. Am 20. Juli solle abgestimmt 
werden. 

Wolfgang Jörg (SPD) erinnert daran, der Ausschuss habe sich auf den heutigen 
Termin verständigt, um inhaltlich vertieft diskutieren zu können und das Beratungs-
verfahren abzuschließen. 

Dagmar Hanses (GRÜNE) schließt sich diesem Petitum an. Jede Verzögerung an 
der Stelle wäre fahrlässig. Eine schnelle Entscheidung sei vonnöten.  

(Marcel Hafke  [FDP]: Das ist keine Verzögerung!)  

Bodo Löttgen (CDU) unterstützt den Antrag des Abgeordneten Hafke. Als der Ter-
min für die heutige Sitzung verabredet worden sei, sei eine Abstimmung in Frakti-
onsstärke beschlossen worden. Damit habe sich allerdings die SPD nicht einver-
standen erklärt. Es handele sich um einen erneuten Verstoß gegen die parlamentari-
schen Sitten im Haus. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 15/258 

Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend  12.07.2011 
17. Sitzung (öffentlich) Sl-DNS 
 
 
Stellvertretende Ausschussvorsitzende Andrea Asch verweist nach dem Wort-
beitrag des Abgeordneten Löttgen darauf, dass der Ausschuss derzeit eine Ausspra-
che zum Geschäftsordnungsantrag des Abgeordneten Hafke durchführe. 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) bittet unter Hinweis auf die Absprachen zur heuti-
gen Sitzung, dann auch entsprechend dieser Vereinbarung zu verfahren. 

Der Antrag des Abgeordneten Marcel Hafke (FDP) namens 
der FDP-Fraktion, in der heutigen Sitzung zunächst Detail-
fragen zu klären und die Abstimmung über die vorgelegten 
Änderungsanträge in der Sitzung am 20. Juli vorzunehmen, 
wird mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen sowie der Fraktion Die Linke gegen das Vo-
tum der Faktion der FDP und der Fraktion der CDU abge-
lehnt. 

Marcel Hafke (FDP) gibt eine persönliche Erklärung ab: Für ihn habe das Miteinan-
der im Ausschuss einen Tiefpunkt erreicht. Noch am letzten Donnerstag habe man 
auf Wunsch der Linkspartei und als Zugeständnis an SPD und Grüne dem für heute 
anberaumten Sitzungstermin als zusätzlichen Termin zugestimmt. Die für den 20. Ju-
li vorgesehene Sitzung sei im Gegenzug allerdings nicht abgesetzt worden. Vor Be-
ginn der Plenarsitzung am 20. Juli endgültig abzustimmen, bedeute für ihn keines-
wegs einen Zeitverzug. 

Die Fraktionen von CDU und FDP hätten keine Gelegenheit gehabt, sich über die 
Verschiebung der Mittel aufgrund der Änderungsanträge klar zu werden und Ent-
scheidungen rückzukoppeln. Die „Koalition der Einladung“ erzwinge eine Abstim-
mung. Er sei über dieses Verhalten zutiefst enttäuscht. 

Stellvertretende Ausschussvorsitzende Andrea Asch erwidert, der Termin für die 
heutige Sondersitzung sei einvernehmlich festgelegt worden. 

Im Mittelpunkt der Beratung stehe die Befassung mit dem Gesetzentwurf, legt 
Dagmar Hanses (GRÜNE) dar. Das vereinbarte Verfahren sei einzuhalten. Seit dem 
10.  Mai liege der Gesetzentwurf vor. 

Dr. Stefan Berger (CDU) erinnert daran, dass die Abstimmung über den Gesetzent-
wurf per Votum der Fraktion in der heutigen Sitzung beschlossen worden sei. Wie 
diese Abstimmung zu bewerten sei, sei an anderer Stelle zu qualifizieren. 

Die Vorsitzende solle auch noch über den Geschäftsordnungsantrag des Abgeordne-
ten Löttgen abstimmen lassen, ob heute in Fraktionsstärke votiert werde. „Abstim-
mung in Fraktionsstärke“ sei das für Sondersitzungen eigentlich übliche Prozedere. 
Erstaunt habe ihn, dass die SPD-Fraktion nicht schon im Vorfeld ihre Zustimmung er-
teilt habe. 
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Stellvertretende Ausschussvorsitzende Andrea Asch weist darauf hin, sofern ei-
ne Absprache zwischen den Obleuten bestehe, könne entsprechend verfahren wer-
den. Das Einvernehmen aller Fraktionen sei erforderlich. – Die Sprecher von FDP 
und SPD melden sich erneut zu Wort; das nötige Einvernehmen kann nicht erzielt 
werden. 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) bittet angesichts des heute beschleunigt abgewi-
ckelten Verfahrens darum, der Ausschuss möge zunächst über die Anträge ihrer 
Fraktion abstimmen. 

Wegen des bereits laufenden Abstimmungsverfahrens verständigt sich der Aus-
schuss darauf, zunächst noch über den Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen 
laufende Nr. 1 – Änderung des Quorums bei der Wahl des Jugendamts- und des 
Landeselternbeirates – abzustimmen. 

Wolfgang Jörg (SPD) teilt über die im Antrag ausgeführten Einzelheiten mit, zumin-
dest den Landeselternbeiräten auf Landesebene sollten Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Um mit dieser Regelung vor dem Landesrechnungshof Bestand haben zu 
können, werde das Quorum auf 15 Prozent gesenkt. 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) betont, dass sich der Antrag ihrer Fraktion mit der 
laufenden Nr. 1 ebenfalls zu diesem Thema verhalte, aber weitergehend sei. Des-
halb müsse zuerst über diesen Antrag abgestimmt werden: 

Die bisher vorgesehene Stärke des Quorums - 25 % - sei ersatzlos zu streichen. Der 
Landeselternrat erhalte für seine in den nächsten Jahren umfangreich anstehenden 
Arbeiten eine Aufstockung seiner Förderung von 50.000 €. 

Bernhard Tenhumberg (CDU) moniert, das von der rot-grünen Koalition zelebrierte 
Verfahren habe es ihm unmöglich gemacht, die Anträge zu lesen. Die relevanten Un-
terlagen seien ihm erst 5 Minuten vor Sitzungsbeginn zugegangen. Die Änderungen 
gegenüber dem Entwurf, die die Anträge vornehmen wollten, seien optisch nicht 
nachvollziehbar. Das Verhalten, das Rot-Grün gegenüber den Rechten der Oppositi-
on an den Tag lege, sei skandalös. 

Für ihn wäre es ein normales Verfahren gewesen, am 20. Juli innerhalb einer kurzen 
Sitzung über die Anträge abzustimmen. Er könne sich am heutigen Abstimmungsver-
fahren nicht beteiligen, weil er „nicht im Stoff stehe“. 

Marcel Hafke (FDP) schließt sich der Kritik seines Vorredners an. Auch er habe die 
Sitzungsunterlagen erst kurz vor Beginn der Sitzung erhalten. Wegen zahlreicher 
materieller und inhaltlicher Änderungen könne er derzeit nicht über die Anträge ab-
stimmen. Die FDP-Fraktion werde an der Abstimmung nicht teilnehmen. 
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Der Änderungsantrag laufende Nr. 1 der Fraktion Die 
Linke wird mit Stimmenmehrheit der Fraktion der SPD und 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen das Votum der 
Fraktion Die Linke abgelehnt. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 1 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit Stim-
menmehrheit der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen bei Enthaltung durch die Fraktion Die Linke 
angenommen. 

Der Ausschuss wendet sich sodann dem Änderungsantrag laufende Nr. 2 der 
Fraktion Die Linke zum Thema „Ausbau Ganztag“ zu: 

Im Anschluss an die Ausführungen von Dr. Carolin Butterwegge (LINKE), die sich 
an der verschriftlichten Fassung des Änderungsantrags ihrer Faktion orientieren, 
nimmt Dagmar Hanses (GRÜNE) Stellung: ihre Fraktion stimme dem Änderungsan-
trag zu, weil er in Bezug auf die Berechnungsgrundlagen die richtigen Weichen stel-
le. 

Auf die Frage von Bernhard Tenhumberg (CDU) zum Thema „Deckelung“ teilt Dr. 
Carolin Butterwegge (LINKE) mit, dass es zwar eine Deckelung gebe, sie aber in 
der Praxis vermutlich keine Rolle mehr spielen werde. 

Wolfgang Jörg (SPD) weist auf den wortgleichen Änderungsantrag der Koalitions-
fraktionen – laufende Nr. 3 – hin. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 2 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktion Die Linke, der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 3 der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Ausschuss befasst sich sodann mit den Änderungsanträgen zu „§ 21 Landes-
zuschuss für Kindertageseinrichtungen“: 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) weist auf die in Folge der personellen Unterbe-
setzung in den Einrichtungen dramatische Situation hin. Erzieherinnen hätten mitun-
ter kaum noch Zeit für die tatsächliche Förderung der Kinder aufbringen können. 
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Deshalb solle die U3-Pauschale entfristet und jährlich abgerechnet werden können. 
Einer Prekarisierung in den Einrichtungen müsse entgegengewirkt werden. Durch ei-
ne Mittelaufstockung wolle man für eine bessere Personalausstattung sorgen. 

Unter Verweis auf den Änderungsantrag laufende Nr. 5 der Koalitionsfraktionen 
erklärt Wolfgang Jörg (SPD), in den vergangenen Monaten seien das KiBiz und 
seine Revision so intensiv diskutiert worden, dass zum Beispiel der in Rede stehen-
de Sachzusammenhang ohne Schwierigkeiten nachvollziehbar sein müsste. Die Op-
position müsste sich eigentlich an der Abstimmung beteiligen können, da sie inhalt-
lich absolut orientiert sei. 

Begrüßenswert wäre es, wenn sich die Kommunen in den anstehenden Verhandlun-
gen noch auf die Positionen des Landes zubewegten und die Situation der Kitas ge-
stärkt werden könne. 

Die U3-Betreuung und der dort notwendige Aufstockungsbedarf, stellt Dagmar Han-
ses (GRÜNE) fest, seien von besonderer Bedeutung. Die Landesregierung habe 24 
Millionen € zusätzlich investiert, um dem Bedarf zu begegnen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 3 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktionen Die Linke, der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 5 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 6 der Fraktion der SPD 
und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Ausschuss befasst sich sodann mit dem Änderungsantrag laufende Nr. 4 der 
Fraktion Die Linke zu „§ 23 Elternbeiträge“: 

„Gebührenfreiheit im Kindertagesstättenbereich“ sei ebenfalls ein Kernanliegen ihrer 
Fraktion, bekundet Dr. Carolin Butterwegge (LINKE). 

Gefordert werde einerseits die landesweit einheitliche soziale Staffelung der Eltern-
beiträge, solange noch Gebühren erhoben würden. Andererseits werde ein Stufen-
plan zur vollständigen Beitragsfreiheit bis zum Kindergartenjahr 2014/2015 eingefor-
dert, die mit dem ersten Kindergartenjahr beginne. 
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Für sozial einheitlich gestaffelte Elternbeiträge, wie sie aus der Zeit vor dem KiBiz 
bekannt seien, legt Wolfgang Jörg (SPD) dar, spreche vieles. Leider sei es nicht 
mehr möglich, den vom KiBiz angerichteten „Flurschaden“ zu beheben. In dem Fall 
würden nämlich gerade Kommunen, die hohe Beiträge erhöben und in der Folge ei-
ner Staffelung weniger Einnahmen generierten, sofort die Konnexität auf den Plan ru-
fen. Der finanzielle Rahmen, der daraus resultierte, wäre unüberschaubar und nicht 
mehr zu bewältigen. – Zu einem Stufenplan in Richtung vollständiger Beitragsfreiheit 
liefen innerhalb der Koalition noch Überlegungen. Dem von der Fraktion Die Linke 
vorgestellten Vorhaben könne man ebenfalls nicht zustimmen. 

Für Dagmar Hanses (GRÜNE) ist das von der Fraktion Die Linke formulierte Vorha-
ben durchaus wünschenswert und nachvollziehbar. Die Grünen-Fraktion habe dieses 
Fernziel mehrfach diskutiert, dass sämtliche Bildungsausgaben von der Solidarge-
meinschaft zu tragen seien. „Bildung“ dürfe in der Tat nicht abhängig vom Einkom-
men der Eltern sein. 

Unterschiedlicher Meinung sein man, wie der Weg zu diesem Ziel gestaltet werden 
solle. Gerade angesichts der Haushaltslage sehe man an der Stelle Einvernehmen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 4 der Fraktion Die 
Linke wird mit den Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der 
Fraktion Die Linke abgelehnt.  

Der Ausschuss befasst sich sodann mit dem Änderungsantrag laufende Nr. 5 der 
Fraktion Die Linke: 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) erläutert, der zur Diskussion stehende Antrag be-
fasse sich ebenfalls mit dem Thema „Qualitätsverbesserung in den Kindertagesstät-
ten“. Nach dem KiBiz seien bisher lediglich Vor- und Nachbereitungszeiten in Höhe 
von 10 Prozent der Arbeitszeit einer Erzieherin vorgesehen. Laut einhelliger Meinung 
der Sachverständigen im Rahmen der Anhörung reiche das angesichts der Tatsache 
nicht aus, dass es einen Aufgabenzuwachs – zum Beispiel durch die Bildungsdoku-
mentationen – gebe. Über den Antrag solle eine verbesserte Leitungsfreistellung er-
reicht werden: Pro Einrichtung solle eine freigestellte Leitung durch einen Landeszu-
schuss finanziert werden. 

Wolfgang Jörg (SPD) erinnert daran, dass in der zweiten Stufe der KiBiz-Revision 
die Finanzierungsstruktur einer genaueren Betrachtung unterzogen werde. Dann 
würden Themen, wie sie der in Rede stehende Änderungsantrag aufgreife, erörtert. 
Lediglich an einer Stellschraube zu drehen, wie es der Antrag der Linken vorhabe, 
bedeute den falschen Weg. Der Antrag werde deshalb nicht unterstützt. 
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Bernhard Tenhumberg (CDU) moniert, aufgrund der Unübersichtlichkeit der zur 
Verfügung gestellten Sitzungsunterlagen sei nicht mehr nachvollziehbar, über welche 
Textfassung derzeit diskutiert werde. 

Für ihre Fraktion ziehe sie, bemerkt Dr. Carolin Butterwegge (LINKE), den Antrag 
zurück. Ihre Fraktion werde ihn zu Plenarsitzung erneut einreichen. 

Wolfgang Jörg (SPD) erwidert auf die Kritik des Abgeordneten Bernhard Tenhum-
berg: Selbst über mündlich eingereichte Änderungsanträge könne noch abgestimmt 
werden. Dass sich im Laufe eines Verfahrens noch Veränderungen ergeben, sei 
nicht außergewöhnlich. Die heute zur Abstimmung anstehenden Änderungsanträge 
seien substantiell nicht so weit reichend, dass Abgeordnete des hiesigen Ausschus-
ses einer mehrtägigen Vorbereitung bedürften. 

Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) erläutert, ihre Fraktion habe zunächst einen An-
trag vorbereitet, der die Verbesserung für die Leitungsfreistellung zum Ziel gehabt 
habe, während sich ein zweiter Antrag mit der Erhöhung der Verfügungszeiten der 
Erzieherinnen befasse. Beide Anträge würden angesichts der Diskussionslage erst in 
das nächste Plenum eingebracht. 

Stefan Zimkeit (SPD) moniert, dass sich vor allem die FDP über die kurzfristig vor-
gelegten Anträge echauffiere. Die Inhalte der Anträge habe der Ausschuss schon bei 
der Auswertung der Anhörung besprochen.  

Die FDP ihrerseits habe den Abgeordneten erst eine Stunde vor den Haushaltsbera-
tungen im Plenum 82 Änderungsvorschläge zum Haushalt vorgelegt, die weder an-
gekündigt noch vorab diskutiert worden seien. 

Dagmar Hanses (GRÜNE) erinnert daran, dass die Beratungen zum KiBiz gut 
eineinhalb Jahre Zeit in Anspruch genommen hätten. Bei der Endberatung sei 
ebenfalls eine Tischvorlage eingereicht worden. – Bei der Gelegenheit weist Dennis 
Maelzer (SPD) darauf hin, dass die CDU-Fraktion in Fraktionsstärke an der Sitzung 
teilnimmt. 

Marcel Hafke (FDP) stellt klar, bei den zur Haushaltsberatung im Plenum vorgeleg-
ten Anträgen habe es sich um solche gehandelt, mit denen Haushaltsmittel einge-
spart werden sollten. Demgegenüber seien die aktuell vorgelegten Änderungsanträ-
ge materieller Natur, zu deren finanziellem Rahmen bisher noch kein Wort gesagt 
worden sei. Von einer „Koalition der Einladung“ könne bei SPD und Grünen keine 
Rede mehr sein. 

(Beifall von der FDP und von der CDU) 

Im einschlägigen Protokoll, so Wolfgang Jörg (SPD), sei nachzulesen, dass seiner-
zeit sämtliche Änderungsanträge zum KiBiz als Tischvorlagen zur Verfügung gestan-
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den hätten. Die CDU-Fraktion habe seinerzeit 18 Änderungsanträge eingebracht. Als 
finanzieller Rahmen stünden jetzt 242 Millionen € mehr zur Verfügung. 

Der Ausschuss befasst sich sodann mit dem Änderungsantrag laufende Nr. 7 der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu „Zuschlag auf Kind-
pauschale für Kinder mit Behinderung unter drei“: 

Dagmar Hanses (GRÜNE) verweist auf die in der Praxis nicht auskömmliche Pau-
schale. Dem wolle die Koalition durch eine Verdoppelung des Betrages abhelfen. 

Kai Abruszat (FDP) fragt nach den Mehrkosten, die aus der Veränderung resultier-
ten. – Dagmar Hanses (GRÜNE) antwortet, mit etwa 150 betroffenen Kindern han-
dele es sich um eine sehr kleine Gruppe. In Rede stehe ein Betrag von 100.000  € 
bis 150.000 €. 

Als Abgeordnete ihrer Fraktion erinnert Andrea Asch (GRÜNE) daran, dass dieser 
Sachverhalt in der Anhörung geklärt worden sei: Damals habe sie die Vertreter der 
Landschaftsverbände nach der Anzahl der Kinder gefragt. Von 100-150 Kindern sei 
die Rede gewesen. 

Bärbel Beuermann (LINKE) betont die Notwendigkeit der individuellen Förderung 
von Kindern. Die CDU-Fraktion müsste – wenn sie den betroffenen Kindern einen 
wirklich gleichberechtigten Start ins Leben eröffnen wolle – diesem Betrag eigentlich 
zustimmen. Immerhin habe sich auch der CDU-Fraktionsvorsitzende Laumann ple-
nar so eingelassen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 7 der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Der Ausschuss wendet sich als Nächstes dem Änderungsantrag laufende Nr. 2 
der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – Aufgreifen des 
LAGÖF-NRW-Vorschlages zum Verwendungsnachweis – zu: 

Wolfgang Jörg (SPD) bittet um Zustimmung zu diesem Antrag. – Ihre Fraktion, so 
Dr. Carolin Butterwegge (LINKE), nehme die Anregungen der kommunalen Spit-
zenverbände zu diesem Thema sehr ernst und werde dem Antrag zustimmen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 2 der Fraktion der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen wird mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der Frakti-
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on Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke ange-
nommen. 

 
Der Ausschuss befasst sich mit dem Änderungsantrag laufende Nr. 4 der Fraktion 
der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – „Additive Förderung von ein-
gruppigen Einrichtungen, Waldkindergärten und Einrichtungen in sozialen Brenn-
punkten“. 

Der Änderungsantrag, führt Dagmar Hanses (GRÜNE) aus, sorge für eine Klarstel-
lung, die die Unsicherheiten bei der bisherigen Regelung durch das KiBiz ausschlie-
ßen solle. – Auch ihre Fraktion, teilt Dr. Carolin Butterwegge (LINKE) mit, habe in 
diese Richtung gehende Anträge vorbereitet, aber noch nicht eingereicht. Ihre Frakti-
on werde dem Antrag der Koalitionsfraktionen zustimmen. 

Der Änderungsantrag laufende Nr. 2 der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird mit den 
Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und der Fraktion Die Linke angenommen. 

Aus dem Ausschuss liegen keine weiteren Anträge zum Gesetzentwurf der Landes-
regierung Drucksache 15/1929 vor. 

In der Gesamtabstimmung wird der Gesetzentwurf der 
Landesregierung Drucksache 15/1929 in der durch die Be-
schlüsse zu den Änderungsanträgen modifizierten Fassung 
mit den Stimmen der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke gegen das Votum 
der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP angenom-
men. 

Zur zweiten Lesung im Plenum, teilt die stellvertretende Ausschussvorsitzende 
mit, werde es eine Beschlussempfehlung geben. Die nächste Sitzung des AFKJ finde 
am 20. September 2011 statt. 
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Die Frage von Bernhard Tenhumberg (CDU), ob die ursprünglich auch noch für den 
20. Juli terminierte Sitzung endgültig abgesetzt sei, bejaht stellvertretende Aus-
schussvorsitzende Andrea Asch unter Verweis auf den dazu gefassten Beschluss 
der Obleute. 

gez. Andrea Asch 
Stellvertretende Vorsitzende 

3 Anlagen 

02.08.2011/10.10.2011 

163 
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